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Chronique générale

Eléments du système politique

Structures fédéralistes

Structures fédéralistes

Im Rahmen der Bundesratswahlen 2022 kam es auch zu ausführlichen Diskussionen um
die Vertretung der Regionen, die sich vorab um die sehr unterschiedliche bisherige
Zahl an Bundesratsmitgliedern aus den verschiedenen Kantonen drehte. Vor den
Ersatzwahlen 2022 wurde die Rangliste vom Kanton Zürich mit bisher 20 Vertreterinnen
und Vertretern in der Landesregierung angeführt, gefolgt vom Kanton Waadt mit 15 und
dem Kanton Bern mit 14 Vertrenden. Noch nie im Bundesrat vertreten waren bis dahin
die Kantone Jura, Nidwalden, Schaffhausen, Schwyz und Uri. 
Seit der entsprechenden Abstimmung im Februar 1999 spielt die Kantonsklausel
allerdings keine Rolle mehr. Bis damals war es nicht möglich gewesen, dass zwei
Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton stammten. Unklar war hingegen seit je
her, wie die Kantonszugehörigkeit genau definiert wird: durch den Wohnkanton oder
den Bürgerkanton; und aus welchem Kanton stamnen verheiratete Frauen, die über
mehrere Heimatrechte verfügten? So war etwa Ruth Dreifuss im Kanton Aargau
heimatberechtigt, hatte aber dem Berner Stadtrat angehört und ihre Papiere kurz vor
ihrer Wahl nach Genf verlegt. Bei der Diskussion um die Kantonszugehörigkeit eines
Bundesratsmitglieds stellt sich überdies die Frage, ob Mitglieder der Landesregierung
effektiv für «ihren» Kanton lobbyieren, wenn sie im Bundesrat sitzen. Nichtsdestotrotz
war die Kantonszugehörigkeit der verschiedenen Kandidierenden recht laute mediale
Begleitmusik der Bundesratsersatzwahlen 2022. Ob bei den Diskussionen um eine
mögliche Nichtvertretung des Kantons Zürich bei der Kandidierendensuche der SVP,
um lange Zeit untervertretene Kantone bei der Bewerbung von Heinz Tännler (ZG, svp)
oder Eva Herzog (sp, VS), um Kandidierende aus Kantonen, die gar noch nie im
Bundesrat vertreten waren bei den Kandidaturen von Michèle Blöchliger (NW, svp) oder
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU), um die sich verändernden Chancen der Berner-
SVP-Kandidaturen nach dem Rücktritt der Berner Bundesrätin Simonetta Sommaruga:
Stets wurde dem Herkunftskanton Relevanz zugesprochen.

Für Diskussionen sorgte freilich auch die Vertretung der Sprachregionen. Dass es nach
1917 zum zweiten Mal in der Geschichte zu einer Mehrheit von nicht-deutschsprachigen
Magistratinnen und Magistraten kommen könnte bzw. kam, wurde vor und nach den
Ersatzwahlen vor allem von der FDP kritisiert. Die Freisinnigen forderten, dass dies nur
für «eine kurze Übergangszeit» so bleiben dürfe. Diese Entscheidung obliege der
Bundesversammlung, erwiderte SP-Fraktionspräsident Roger Nordmann (sp, VD). Die
Schweiz gehe nicht unter, nur weil es keine deutschsprachige Mehrheit im Bundesrat
gebe.

Das am meisten und nach den Ersatzwahlen vor allem in den Deutschschweizer Medien
mit einiger Heftigkeit diskutierte Thema war dann freilich die Untervertretung der
«urbanen Schweiz». Der Tages-Anzeiger sprach in seiner Online-Ausgabe davon, dass
«dieser Mittwoch kein guter Tag für die Schweiz» gewesen sei. 70 Prozent der
Bevölkerung und die «Fortschrittsmotoren» Zürich und Basel seien nun untervertreten.
Offen forderte die Zeitung den baldigen Rücktritt von Alain Berset und Guy Parmelin,
damit das Parlament dies nach den eidgenössischen Wahlen 2023 wieder korrigieren
könne. Darüber hinaus wurde kritisiert, dass hinsichtlich Finanzausgleich lediglich noch
«Nehmerkantone» in der Regierung vertreten seien. Andrea Caroni (fdp, AR) gab dem
St. Galler Tagblatt zu Protokoll, dass er Angst habe, dass die «erhebliche sprachliche
und geographische Schlagseite» im Bundesrat die Bundesverfassung strapaziere. Die
Aargauer Zeitung sprach von einer «Ballenberg-Schweiz», die jetzt dominiere, obwohl
eine «urbane Sichtweise» nötig wäre. Die Millionen Menschen, die in städtischen
Räumen lebten, seien nun ohne Stimme in der Landesregierung, die mehr «Zerrbild als
Abbild» sei, kritisierte erneut der Tages-Anzeiger. In ebendieser Zeitung befürchtete
Hannes Germann (svp, SH) schliesslich, dass das Parlament «ein Chaos angerichtet»
habe, weil dieses «krasse Ungleichgewicht» unschweizerisch sei. 
Für die WoZ stellte dies aber aus städtischer Sicht kein Problem dar, da wesentlich
wichtiger sei, welche unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen vertreten seien.
Noch pragmatischer urteilten die Westschweizer Medien. Mauro Poggia (mcg, GE)
brachte diese Haltung in La Liberté auf den Punkt: Er habe Vertrauen in die Intelligenz
der Personen in der Landesregierung: «Ce n'est pas parce qu'on est d'origine paysanne
qu'on ne pense pas aux villes.» Die Erfahrung, selber einmal zur Minderheit zu gehören,
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könne der Deutschschweiz vielleicht auch guttun, zitierte der Blick den Chefredaktor
seiner Romandie-Ausgabe. Auch Alain Berset meldete sich zu Wort: Er könne kein
Problem erkennen, weil die Menschen heute so mobil seien, dass sie sich nicht mehr in
Schablonen wie Stadt und Land pressen liessen. Die Vernetzung sei so gross, dass die
regionale Herkunft kaum mehr eine Rolle spiele.

Villes, régions, communes

Als Teil ihrer Kampagne zum Stadt-Land-Graben lancierte die SVP Schweiz im Herbst
2021 die Forderung, dass für demokratische Entscheide innerhalb der Kantone neu
föderalistische Prinzipien eingeführt werden sollen. So soll gemäss dem Positionspapier
zum einen bei kantonalen Volksabstimmungen nebst dem Volksmehr künftig ein
Bezirksmehr oder ein Gemeindemehr nötig sein und zum anderen sollen
Kantonsparlamente künftig über ein Zweikammersystem mit einer Volks- und einer
Bezirkskammer verfügen. Die Partei wollte damit die Institutionen des Ständemehrs und
des Ständerats von der Bundesebene auf die Kantonsebene übertragen und so den
ländlichen gegenüber den städtischen Gebieten mehr Gewicht verleihen: Es gehe
darum, «den schädlichen Einfluss der links-grünen Städte auf die freiheitliche
politische Kultur der Schweiz zu beschränken sowie mehr Fairness und Transparenz in
den Stadt-Land-Beziehungen sicherzustellen».
Die Idee eines Bezirks- oder Gemeindemehrs – die in Kantonen wie Schaffhausen,
Appenzell Ausserrhoden, Bern oder Zug freilich auch schon früher diskutiert, aber stets
verworfen worden war – griffen sodann verschiedene Exponentinnen und Exponenten
sowie Kantonalsektionen der SVP auf. Auf Bundesebene erkundigte sich SVP-Ständerat
Werner Salzmann (svp, BE) mit einer Interpellation (Ip. 21.4000), ob es
bundesrechtliche Vorbehalte gegen ein Doppelmehr-Erfordernis in den Kantonen
gebe. Der Bundesrat führte in seiner Antwort aus, dass diese Frage bisher nicht
eindeutig geklärt sei und durch die Gerichte oder gegebenenfalls durch die
Bundesversammlung  bei der Gewährleistung einer entsprechend angepassten
Kantonsverfassung entschieden werden müsste. In der Rechtswissenschaft werde
jedoch grösstenteils die Ansicht vertreten, dass ein Doppelmehr-Erfordernis für
kantonale Abstimmungen unterhalb der Verfassungsstufe wohl zulässig wäre, während
es bei Verfassungsabstimmungen vermutlich im Widerspruch zu Art. 51 BV stünde;
dieser schreibt den Kantonen vor, dass sie eine Anpassung ihrer Verfassungen vorsehen
müssen, «wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten es verlangt».
Im Kanton Zürich gab die SVP im Oktober 2021 bekannt, eine kantonale Volksinitiative
zur Einführung eines Bezirksmehrs zu prüfen. In St. Gallen wählte die SVP den
parlamentarischen Weg und forderte mit einer Motion die Einführung eines
Gemeindemehrs für alle kantonalen Abstimmungen unterhalb der Verfassungsstufe;
nach ihrer Ansicht würde dies letztlich den Zusammenhalt zwischen ländlichen und
städtischen Regionen stärken. Im Kantonsrat blieb der Vorschlag indes chancenlos.
Davor hatte sich auch der Regierungsrat dezidiert für eine Ablehnung des Vorstosses
ausgesprochen, weil dieser ein «massives Ungleichgewicht» bei der Stimmkraft der
Stimmberechtigten aus grossen und kleinen Gemeinden schaffen und damit der
Akzeptanz und Legitimität von Abstimmungsergebnissen schaden würde. Der Vergleich
zum Ständemehr auf Bundesebene sei verfehlt, weil die Gemeinden in den Kantonen
weder historisch noch staatspolitisch eine ähnliche Rolle hätten wie die Kantone im
Bund. Zudem machte die St. Galler Regierung verfassungsrechtliche Bedenken
geltend. 1
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1) Ip. 21.4000 Einführung eines Gemeindemehrs in den Kantonen; Medienmitteilung SVP Kanton Zürich vom 7.10.21;
Positionspapier SVP vom 9.9.21; SN, 3.8.21; NZZ, 10.9.21; SGT, 23.9.21; AVF, 25.9.21; NZZ, 8.10.21; SGT, 10.1., 12.1., 13.1., 16.2.22
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